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Verwaltungsgericht Meiningen

Beschluss vom 14.06.2011 - 2E 224/11 Me -

Sachgebiet: 0600.52

Rechtsquellen: VwGO § 123
AufenthG § 60 a Abs 2
GG Art 6
EMRK  Art 8  

Schlagworte: Duldung, Elternteil, Familie, Lebensgemeinschaft, Schutz, 
Abschiebungshindernis, Suizid, Gesundheit, 

Leitsätze: 1. Beruft sich die Ausländerbehörde gegenüber dem Ausländer oder 
dem Gericht ausdrücklich darauf, dass eine Abschiebung (derzeit) 
nicht möglich ist und der Ausländer deshalb nicht damit rechnen 
muss, ist die Ausländerbehörde zwingend gehalten, auf eine dem 
Ausländer nicht bekannte Änderung dieser Umstände ausdrücklich 
rechtzeitig hinzuweisen.

2. Dem Anspruch minderjähriger Kinder aus Art. 6 GG und Art. 8 
EMRK können die Straftaten des Vaters nicht entgegen gehalten 
werden. Sie dürfen nicht gleichsam als "Waffe" missbraucht werden, 
um den Vater zur Kooperation hinsichtlich seines 
aufenthaltsrechtlichen Status zu zwingen.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig
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VERWALTUNGSGERICHT MEININGEN

BESCHLUSS

In dem Verwaltungsstreitverfahren

1. der Frau _____ A____,
2. des Kindes _____ A_____,
3. des Kindes _____ A_____,
4. des Kindes _____ A_____,

zu 2 bis 4:
vertreten durch die Eltern _____ A_____ und
_____ M_____,
zu 1 bis 4 wohnhaft: R_____, _____ G_____

- Antragsteller -
zu 1 bis 4 bevollmächtigt:
Rechtsanwälte Michael Hiemann,
Hauptstr. 13, 99310 Arnstadt; OT Rudisleben

gegen

den Landkreis G_____ -Ausländerbehörde-,
vertreten durch den Landrat,
_____, _____ G_____

- Antragsgegner -

wegen
Abschiebung
hier: Antrag nach § 123 VwGO

hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts Meiningen durch

den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts Michel,
den Richter am Verwaltungsgericht Viert und
die Richterin am Verwaltungsgericht Wimmer

am 14. Juni 2011 beschlossen:
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I. Dem Antragsgegner wird im Wege der einstweiligen Anordnung untersagt, 

die Antragsteller abzuschieben, bevor über eine von den Antragstellern zu 

beantragende Duldung oder einen zu beantragenden Aufenthaltstitel be-

stands- oder rechtskräftig entschieden wird. Diese einstweilige Anordnung 

verliert ihre Wirksamkeit, wenn der Antrag nicht bis spätestens 20.07.2011 

bei der Ausländerbehörde gestellt wurde. 

II. Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens.

III. Der Streitwert wird auf 1.250,- Euro festgesetzt.

G r ü n d e :

I.

1. Die Antragstellerin zu 1) reiste zusammen mit ihrem damaligen Ehemann und ihrer 

Tochter, der Antragstellerin zu 2), im Jahr 2003 in die Bundesrepublik Deutschland ein; sie 

beantragten die Anerkennung als Asylberechtigte. Die Ehe der Antragstellerin wurde, nach-

dem ihr damaliger Ehemann nach Aserbaidschan zurückkehrte, ausweislich des "Beschlusses 

aus dem Nizamibezirkgericht" am 22.12.2003 geschieden. 

Am 20.06.2004 wurde der Antragsteller zu 3), _____ A_____, und am 08.06.2005 der An-

tragsteller zu 4), _____ A_____, geboren. Auch für sie wurde die Anerkennung als Asylbe-

rechtigte beantragt. Der nicht am Verfahren beteiligte _____ M_____ (im Folgenden: Vater)

hat die Vaterschaft - mit Zustimmung der Antragstellerin zu 1) - hinsichtlich beider Kinder 

anerkannt und übt mit ihr das gemeinsame Sorgerecht aus. Die entsprechenden Urkunden 

vom 02.08.2004 bzw. 18.10.2005 und 08.11.2005 liegen in Kopie vor (Behördenakte, Bl. 97 

bis 100, Gerichtsakte, Bl. 162).

Die Asylverfahren der Antragsteller wurden rechtskräftig negativ abgeschlossen. Im Folgen-

den erteilte der Antragsgegner den Antragstellern Duldungen.

Im Rahmen der Passersatzbeschaffung wurde die Antragstellerin zu 1) in der Ausländerbe-

hörde des Landkreises G_____ am 23.04.2010 von Mitarbeitern der Botschaft der Republik 

Aserbaidschan angehört.

Ausweislich des Arztbriefes der _____ Kreiskrankenhauses G_____ GmbH vom 30.04.2010 

(Behördenakte, Blatt 891) befand sich die Antragstellerin zu 1) vom 25.04.2010 bis 
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30.04.2010 in stationärer Behandlung. Eine für den 03.05.2010 vereinbarte ambulante psychi-

atrische Behandlung durch eine russisch sprechende Ärztin nahm die Antragstellerin zu 1) 

nicht wahr. 

Nachdem die Botschaft der Republik Aserbaidschan mit Schreiben vom 21.09.2010 die Aus-

stellung der Heimreisedokumente für die Antragsteller zusagte, leitete das Thüringer Landes-

verwaltungsamt - Zentrale Abschiebestelle - die Abschiebung ein. Als Schubtag wurde der 

24.11.2010 festgelegt. In der "Information im Rahmen der Rückführung" der Antragstellerin 

zu 1) wurde die Frage: "Hat der Antragsteller Suizid angedroht oder Suizidversuche unter-

nommen" beantwortet mit "ja am 25.04.2010, siehe Arztbericht" (Behördenakte, Blatt 897). 

In der amtsärztlichen Bescheinigung vom 11.11.2010 (Behördenakte, Blatt 903) wurden Aus-

führungen zur Frage der Reisefähigkeit der Antragstellerin zu 1) gemacht. 

Am 23.11.2010 informierte der Antragsgegner die damaligen Bevollmächtigten der An-

tragsteller per E-Mail, dass die Passersatzdokumente vorlägen und die Abschiebung für den 

24.11.2010 bestimmt sei. Die Antragsteller hätten sich für die Abholung um 6.00 Uhr bereit-

zuhalten (Behördenakte, Bl. 913). Das Schreiben vom 22.11.2010 wurde auch der Antragstel-

lerin zu 1) direkt zugeleitet.

Am 23.11.2010 ließ sich die Antragstellerin zu 1) in das Ö____ Klinikum gGmbH M_____

einweisen; am 25.10.2010 wurde sie wieder entlassen (vgl. Behördenakte, Bl. 912 und 914).

Nachdem die für den 24.11.2010 vorgesehene Abschiebung storniert wurde, teilte das Thü-

ringer Landesverwaltungsamt dem Antragsgegner am 24.11.2010 mit, dass als Schubtag der 

26.11.2010 vorgesehen sei.

Am 24.11.2010 stellte Rechtsanwältin Kruppa einen Antrag bei der Härtefallkommission des 

Thüringer Innenministeriums.

Am 26.11.2010 wurde bescheinigt (Behördenakte, Bl. 972), dass gegen den Vollzug polizeili-

chen Gewahrsams keine Einwände erhoben würden; es wurde jedoch auf die psychische Labi-

lität der Antragstellerin zu 1) und einem möglichen Suizidversuch an Bord des Flugzeuges 

hingewiesen.

Am 26.11.2010 ließen die Antragsteller durch ihre Bevollmächtige mit Fax, eingegangen 

beim Verwaltungsgericht Meiningen um 12.11 Uhr, im Wege des einstweiligen Rechtsschut-

zes sinngemäß beantragen, dem Antragsgegner die für den gleichen Tag vorgesehene Ab-
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schiebung zu untersagen. Das Verwaltungsgericht Meiningen kam dem Antrag mit Beschluss 

(Az.: 2 E 515/10 Me) vom gleichen Tag nach und untersagte dem Antragsgegner die Ab-

schiebung bis zu einer Entscheidung der Härtefallkommission. Die Entscheidung wurde den 

Beteiligten per Fax um 13.06 Uhr bzw. 13.11 Uhr zugestellt. Die Abschiebung wurde stor-

niert.

Gegen den Beschluss vom 26.11.2010 legte der Antragsgegner Beschwerde beim Thüringer 

Oberverwaltungsgericht ein (Az.: 3 EO 1450/10). Ein an die Härtefallkommission gerichteter 

Antrag begründe keinen Anspruch für die Antragsteller, nicht abgeschoben zu werden. Nach-

dem ausweislich des Schreibens des Thüringer Innenministeriums vom 21.02.2011 an den 

Antragsgegner (Behördenakte, Bl. 1179) das Härtefallverfahren abgeschlossen und eine Auf-

enthaltserlaubnis nicht erteilt wurde, stellte das Thüringer Oberverwaltungsgericht das Be-

schwerdeverfahren mit Beschluss vom 30.03.2011 ein. 

Bereits am 22.02.2011 ließen die Antragsteller durch ihre Bevollmächtigte im Wege des 

einstweiligen Rechtsschutzes beantragen, die Abschiebung auszusetzen, bis für den Vater der 

Antragsteller zu 3) und 4) Reisepapiere ausgestellt seien, hilfsweise bis zur Feststellung der 

Flug- und Reisefähigkeit der Antragstellerin zu 1) und den Antragstellern eine Duldung zu 

erteilen. Der Antrag mit dem gerichtlichen Aktenzeichen 2 E 114/11 wurde dem Antragsgeg-

ner zugestellt. Es erging zugleich folgender richterlicher Hinweis: "Soweit derzeit weder ein 

Abschiebungstermin feststeht, noch geplant ist, die Antragsteller abzuschieben, bevor das 

weitere Schicksal des Ehemannes/Vaters geklärt ist, wird um entsprechende Mitteilung gebe-

ten. In diesem Fall würde es an einem Anordnungsgrund fehlen."

Mit Schreiben vom 01.03.2011 führte der Antragsgegner aus, dass ein Anordnungsgrund feh-

le, da die Passersatzdokumente nur bis zum 10.12.2010 gültig gewesen seien. Solange keine 

Passersatzdokumente vorlägen, sei zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine Abschiebung weder 

geplant noch eingeleitet; ein Abschiebungstermin stehe nicht fest. Die Ausstellung neuer 

Passersatzdokumente sei beantragt worden. 

Am 04.03.2011 wurde die Antragstellerin zu 1) nach Einnahme von Tabletten in die Klinik 

eingewiesen und am 05.03.2011 entlassen (Gerichtsakte, Bl. 126).

Nachdem die Bevollmächtigte der Antragsteller den Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz 

mit Schreiben vom 16.03.2011 zurückgenommen hatte, stellte das VG Meiningen das Verfah-

ren mit Beschluss vom 17.03.2011 ein.
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Der Antragsgegner teilte auf entsprechenden Antrag der Bevollmächtigten der Antragsteller 

mit Schreiben vom 16.03.2011 mit (Behördenakte, Bl. 1199), dass eine Überprüfung der Rei-

sefähigkeit ohne Existenz von Passersatzdokumenten nicht durchgeführt werde. Für den Fall, 

dass die unter dem 22.02.2011 bei der aserbaidschanischen Botschaft beantragten Ersatzdo-

kumente vorlägen, werde in Absprache mit der Zentralen Abschiebestelle der genaue Verfah-

rensweg abgestimmt. Zum Thema Abschiebung und psychische Situation der Betroffenen 

werde auf das amtsärztliche Gutachten vom 11.11.2010 (Behördenakte, Bl. 903) verwiesen.

Mit Schreiben vom 21.03.2011 beantragte die Bevollmächtigte bei dem Antragsgegner, nach 

Erhalt der Passersatzdokumente eine erneute amtsärztliche Untersuchung durchzuführen, da 

sich der Gesundheitszustand der Antragstellerin zu 1) ausweislich der Atteste, insbesondere 

im Hinblick auf die Angaben in der Psychologischen Stellungnahme des Psychosozialen 

Zentrums für Flüchtlinge vom 14.02.2011 (Gerichtsakte, Bl. 120), erheblich verschlechtert 

habe. Eine Reaktion des Antragsgegners hierauf erfolgte nicht.

Am 21.04.2011 gingen die Passersatzdokumente, gültig vom 13.04.2011 bis 13.05.2011, bei 

dem Antragsgegner ein (Behördenakte, Bl. 1232 und Bl. 1274) und dieser leitete sie an die 

Zentrale Abschiebestelle weiter.

Die Zentrale Abschiebestelle informierte den Antragsgegner am 11.05.2011, dass für die An-

tragsteller als Schubtag der 12.05.2011 vorgesehen sei. Weiter wurde ausgeführt, dass die 

Rückführung der Familie mit Abholung in der Wohnung bis zur Landung in Baku durch einen 

Arzt medizinisch überwacht und durch Beamte der Bundespolizei sicherheitsbegleitet werde. 

2. Die Antragsteller ließen nach vorheriger telefonischer Kontaktaufnahme am 

12.05.2011 um 7.19 Uhr beantragen,

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung nach § 123 VwGO zu 

verpflichten, die Abschiebung zur Wahrung der familiären Lebensgemeinschaft 

nach Art. 6 GG auszusetzen, bis für den Vater der Antragsteller zu 3) und 4), 

Herrn _____ M_____, geb. am 16.07.1978, Reisepapiere ausgestellt sind und ih-

nen eine Duldung zu erteilen,

hilfsweise bis zur Feststellung  der Flug- und Reisetauglichkeit für die Antragstel-

lerin zu 1).
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Der Vorsitzende der 2. Kammer untersagte mit Beschluss vom 12.05.2011 dem Antragsgeg-

ner, gegen die Antragsteller Abschiebemaßnahmen vor einer Entscheidung im Eilverfahren 

durchzuführen. Der Beschluss wurde nicht angefochten. 

Zur Begründung ihres Antrages trugen die Antragsteller vor, dass die Abschiebung jederzeit 

durchgeführt werden könne und mithin ein Abschiebungsgrund vorliege. Das abgeschlossene 

Verfahren beim VG Meiningen Az.: 2E 114/11 Me stünde dem nicht entgegen. Ein Anord-

nungsanspruch ergebe sich aus Art. 6 GG. Der Vater der in der Bundesrepublik Deutschland 

geborenen Antragsteller zu 3) und 4) lebe gemeinsam mit der Familie. Er habe die Vaterschaft 

für die Kinder anerkannt und übe mit der Antragstellerin zu 1) gemeinsam das Sorgerecht aus.

Da er nicht im Besitz von Reisepapieren sei, könne er weder freiwillig ausreisen noch abge-

schoben werden. Es sei nicht abzusehen, ob und wann der Vater Reisepapiere erhalten könne, 

da er in Armenien geboren worden und in Russland aufgewachsen sei. Seinen Mitwirkungs-

pflichten sei der Vater der Antragsteller zu 3) und 4) nachgekommen. Letztmalig habe eine 

Vorführung bei der aserbaidschanischen Botschaft am 27.05.2010 stattgefunden. Der Vater 

habe zur Überprüfung der Staatsangehörigkeit einen Fragebogen ausgefüllt und mit 2 Passfo-

tos eingereicht. Eine Antwort läge bislang nicht vor. Eine Abschiebung der Antragsteller 

würde deshalb zu einer dauerhaften und nicht nur vorübergehenden Trennung des Vaters von 

seinen Kindern führen. Ohne Identitätspapiere erhielte er keinen Pass oder Passersatz, wes-

halb ihm auch die freiwillige Ausreise nicht möglich sei. Eine Abschiebung der Antragsteller 

sei nur rechtmäßig, wenn diese gleichzeitig mit der Abschiebung des Vaters erfolgte oder 

seine freiwillige Ausreise möglich sei. Daran würden auch die vom Vater begangenen Strafta-

ten als möglicher Ausweisungsgrund nichts ändern. Ausschlaggebend sei allein das Wohl der 

Antragsteller zu 3) und 4). Der Antragsgegner sei über den psychischen Zustand der Antrag-

stellerin zu 1) laufend informiert worden. Die Antragstellerin zu 1) sei erheblich krank und 

habe bereits einen Suizidversuch begangen. Die chronischen Suizidgedanken würden auch 

durch die Psychologische Stellungnahme des Psychosozialen Zentrums für Flüchtlinge vom 

14.02.2011 belegt. Am 24.05.2011 sei die Antragstellerin zu 1) erneut in die Psychiatrie 

M_____ eingewiesen worden. Über die beantragte Überprüfung der Reisefähigkeit der An-

tragstellerin zu 1) sei bislang noch nicht entschieden worden. Mangels Reisefähigkeit sei der 

Antrag ebenfalls begründet.

Der Antragsgegner beantragte,

den Antrag abzulehnen.
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Der Eilantrag entspreche nahezu wörtlich dem bereits am 22.02.2011 gestellten Antrag, über 

den das VG Meiningen längst unter dem Az. 2 E 114/11 Me entschieden und das Verfahren 

eingestellt habe. Den Antragstellern stünde kein Anordnungsanspruch zu. Sie seien abgelehn-

te ausreisepflichtige Asylbewerber, deren Aufenthalt im Bundesgebiet nur geduldet sei. Die 

Antragstellerin zu 1) habe nicht glaubhaft gemacht, dass ihre Abschiebung aus gesundheitli-

chen Gründen nicht möglich sei. Da die Antragstellerin zu 1) jeweils bei den anstehenden 

Abschiebemaßnahmen mit Suizidabsichten gedroht hätte, sei eine weitere ärztliche Untersu-

chung nicht angezeigt gewesen. Auf Grund dessen und der amtsärztlichen Bescheinigung 

vom 11.11.2010 sollte die Abschiebung am 12.05.2011 deshalb mit ärztlicher Begleitung bis 

zur Ankunft in Baku erfolgen. Die Antragsteller zu 3) und 4) könnten sich auch nicht auf ei-

nen Anspruch aus Art. 6 GG berufen. Deren Vater sei ebenfalls abgelehnter ausreisepflichti-

ger  Asylbewerber. Er besitze lediglich eine Duldung, da er keine Heimreisedokumente besit-

ze und seine Identität trotz aktiver Bemühungen des Antragsgegners nicht habe geklärt wer-

den können. Seine Angabe, er könne keine Identitätsnachweise erbringen, würden vom An-

tragsgegner bezweifelt. Erfahrungsgemäß würden durch Asylbewerber falsche Personalien 

angegeben. Anhaltspunkte lägen auch hier vor. Anlässlich der Ermittlungen wegen Körper-

verletzung am 05.06.2007 habe die Antragstellerin zu 1) angegeben, der Name des Vaters sei 

_____ F_____, geboren am 16.07.1973. Die KPI G_____ teilt mit, dass _____ M_____ auch 

unter dem Aliasnamen _____, F_____, geboren am 16.07.1973, geführt werde. Auch diese 

Angaben seien falsch oder unvollständig, da es nicht gelungen sei, unter diesen Namen Do-

kumente von der aserbaidschanischen Botschaft zu erhalten. Bei Angabe der wahren Identität 

und Staatsbürgerschaft wäre dies jedoch mit großer Wahrscheinlichkeit möglich. Eine Vor-

führung in der Armenischen Botschaft sei in Vorbereitung. Allein aus dem Sorgerecht des 

Vaters könne kein Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 33 Satz 1 Auf-

enthG hergeleitet werden, da der Vater nur im Besitz einer Duldung sei. Außerdem habe der 

Vater zahlreiche Straftaten begangen, die Ausweisungsgründe darstellten und der Erteilung 

eines Aufenthaltstitels entgegenstünden. Bei Angabe seiner wahren Identität sei die gemein-

same Ausreise des Vaters mit seinen Kindern möglich. Dem Antragsgegner könne es nicht 

zugemutet werden, von einer Abschiebung der Antragsteller bis zur Ausstellung der Reisepa-

piere für Herrn M_____ abzuwarten.

Den vom Antragsgegner am 16.05.2011 gestellten Antrag, den Vizepräsidenten des Verwal-

tungsgerichts Michel wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen, lehnte das VG Meinin-

gen mit Beschluss vom 07.06.2011 ab.
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Die Gerichtsakten der Verfahren Az.: 2 E 515/10 Me und Az.: 2 E 114/11 Me sowie die aus-

länderrechtlichen Behördenakten des _____ M_____ werden zum Verfahren beigezogen. 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichts- und Behördenakten Bezug ge-

nommen.

II.

Der Abschiebungsschutzantrag der Antragsteller nach § 123 VwGO hat Erfolg. Der Erlass 

einer einstweiligen Anordnung nach § 123 Abs. 1 VwGO setzt voraus, dass die Antragsteller 

die Notwendigkeit einer vorläufigen Regelung, den sogenannten Anordnungsgrund, und einen 

Anordnungsanspruch glaubhaft machen (§ 123 Abs. 3 VwGO, § 920 Abs. 2 ZPO). Die An-

tragsteller haben sowohl einen Anordnungsgrund als auch einen Anordnungsanspruch glaub-

haft dargelegt.

1. Der von den Antragstellern gestellte Antrag war nach § 88 VwGO sachgerecht auszu-

legen, um eine vorläufige Regelung zu treffen; die von der Bevollmächtigten gestellten An-

träge beinhalten nämlich die Gefahr, von Dauer zu sein. Deshalb sind die Antragsteller gehal-

ten, ihren ausländerrechtlichen Status durch entsprechende Anträge zu klären; nur bis zu de-

ren endgültigen Verbescheidung waren Abschiebungsmaßnahmen zu untersagen. Um Verzö-

gerungen zu verhindern, war für die Antragstellung eine Frist zu setzen.

2. Ein Anordnungsgrund liegt vor. Die Antragsteller sind vollziehbar ausreisepflichtig, 

die Abschiebungsandrohung ist rechtswirksam. Zwar war der von der aserbaidschanischen 

Botschaft ausgestellte Passersatz für die Antragsteller (nur) gültig vom 13.04.2011 bis 

13.05.2011, ist also nunmehr abgelaufen, so dass eine Abschiebung bis zur erneuten Ausstel-

lung von Heimreisedokumenten nicht unmittelbar bevorsteht. So führte der Antragsgegner 

bereits im Eilverfahren 2 E 114/11 Me auch aus, dass ein Anordnungsgrund fehlte, da man-

gels Heimreisedokumenten weder ein Abschiebungstermin für die Antragsteller feststünde 

noch dieser in Planung sei, woraufhin die Antragsteller ihren Antrag auf einstweiligen 

Rechtsschutz zurücknahmen und das Verfahren durch das Gericht ohne Entscheidung in der 

Sache eingestellt wurde. Da der Antragsgegner damals aber die Ausstellung neuer Heimreise-

dokumente beantragte und die Abschiebung sofort einleitete, nachdem diese vorlagen, muss 

mit der gleichen Vorgehensweise des Antragsgegners gerechnet werden, so dass die An-

tragsteller jederzeit mit der Abschiebung rechnen müssen, ohne dass sie Gelegenheit haben, 

zuvor um ausreichenden Rechtsschutz nachzusuchen.



2 E 224/11 Me

9

3. Die Antragsteller haben auch einen Anordnungsanspruch glaubhaft dargelegt. Die 

Abschiebung ist nach § 60 a Abs. 2 Satz 1 AufenthG auszusetzen, da ein Fall der rechtlichen 

Unmöglichkeit vorliegt. 

3.1 Wie der Antragsgegner zu Recht ausführt, ergibt sich kein Anspruch der Antragsteller 

zu 3) und 4) - und damit auch für die Antragsteller zu 1) und 2) - aus § 33 AufenthG, da der 

Vater nicht im Besitz eines Aufenthaltstitels nach § 4 Abs. 1 Satz 2 AufenthG ist. Die Ertei-

lung einer Duldung lässt die Ausreisepflicht nach § 60 a Abs. 3 AufenthG unberührt; lediglich 

die Abschiebung ist ausgesetzt.

3.2 Ein Anordnungsanspruch für die Antragsteller ergibt sich aber unter dem Gesichts-

punkt des Vertrauensschutzes aus dem Schreiben des Antragsgegners vom 01.03.2011 im 

Verfahren 2 E 114/11 Me sowie dem nachfolgenden Verhalten des Antragsgegners. Beruft 

sich die Ausländerbehörde gegenüber dem Ausländer oder dem Gericht ausdrücklich darauf, 

dass eine Abschiebung (derzeit) nicht möglich ist und der Ausländer deshalb nicht damit 

rechnen muss, ist die Ausländerbehörde zwingend gehalten, auf eine dem Ausländer nicht 

bekannte Änderung dieser Umstände ausdrücklich so rechtzeitig  hinzuweisen, dass gegen 

eine nunmehr drohende Abschiebung Rechtsschutz in Anspruch genommen werden kann. 

Andernfalls erweist sich eine Abschiebungsmaßnahme schon allein unter dem Gesichtspunkt 

des Vertrauensschutzes als rechtswidrig. So ist es hier.

Nach Ablehnung des Antrags im Härtefallverfahren im Februar 2011 mussten die Antragstel-

ler jederzeit mit ihrer Abschiebung rechnen. Folgerichtig ließen sie beim Verwaltungsgericht 

Rechtsschutz im einstweiligen Verfahren beantragen. Diesen Antrag nahmen sie nur auf 

Grund des Schreibens des Antragsgegners vom 01.03.2011 zurück, in dem dieser ausführte, 

dass für das Verfahren im einstweiligen Rechtsschutz ein Anordnungsgrund fehlte, weil das 

letzte Passersatzdokument der Antragsteller nur bis zum 10.12.2010 gültig gewesen sei. Ein 

Antrag auf Ausstellung neuer Passersatzdokumente sei am 22.02.2011 gestellt worden. Wann 

diese ausgestellt würden, sei nicht bekannt. Deshalb stünde ein Abschiebungstermin für die 

Antragsteller weder fest noch sei er in Planung. Eine Planung bzw. Einleitung der Abschie-

bung erübrige sich, solange keine Passersatzdokumente vorlägen. Hierdurch gab der Antrags-

gegner zu erkennen, dass Abschiebungsmaßnahmen für einen längeren, nicht abzusehenden 

Zeitraum nicht bevorstanden und damit auch weder die Veranlassung bestand, noch die Vor-

aussetzung vorlag, bis zur Vorlage der entsprechenden Dokumente um Rechtsschutz hinsicht-

lich der (zeitlich ungewissen) Abschiebung nachzusuchen. Konsequenterweise nahmen die 

Antragsteller ihren Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz zurück ohne aber gleichzeitig auf 
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Rechtsschutzmöglichkeiten verzichten zu wollen. Es lag offenkundig auf der Hand, dass die 

Antragsteller jedenfalls Rechtsschutz hinsichtlich der zukünftigen Abschiebung beantragen 

wollten. Die Antragsteller mussten jedoch davon ausgehen, dass ein Antrag im Verfahren des 

einstweiligen Rechtsschutzes mangels Anordnungsgrund abgelehnt werden würde, solange 

keine Passersatzdokumente vorliegen. Damit wäre der Antragsgegner gehalten gewesen, die 

Antragsteller oder ihre Bevollmächtigte über den Eingang der Passersatzdokumente zu infor-

mieren. Wäre dies erfolgt, wären die Antragsteller zeitlich in der Lage gewesen, vor Durch-

führung der Abschiebemaßnahme Rechtsschutz zu beantragen. Warum die Antragsteller oder 

ihre Bevollmächtigte nicht rechtzeitig informiert wurden, ist für das Gericht nicht nachvoll-

ziehbar, da es sich bei den Antragstellern um eine unbescholtene Mutter mit 3 minderjährigen 

Kindern handelt, die sich erkennbar einer vorherigen Abschiebung nicht durch Untertauchen 

entzogen haben.

Dass die Antragsteller darauf vertrauen durften, rechtzeitig über den Abschiebungstermin 

informiert zu werden, ergibt sich auch aus dem Schreiben vom 16.03.2011, mit dem der An-

tragsgegner den Antrag, die Reisefähigkeit der Antragstellerin zu 1) zu überprüfen, mit dem 

Argument ablehnte, dass dies ohne Existenz von Passersatzdokumenten nicht in Frage käme. 

Dies erweckt den Eindruck, dass eine Überprüfung in Betracht kommt, sobald diese Doku-

mente vorliegen. Auch die Formulierung im Schreiben vom 16.03.2011, nach Vorlage der 

Dokumente werde in Absprache mit der Zentralen Abschiebestelle der genaue Verfahrensweg 

abgestimmt, steht dem Vertrauensschutz nicht entgegen. Vielmehr hätte der Antragsgegner 

auf den weiteren Antrag der Bevollmächtigten mit Schreiben vom 21.03.2011, nach Erhalt 

der Passersatzdokumente eine erneute ärztliche Untersuchung der Antragstellerin zu 1) durch-

zuführen, weil sich der Gesundheitszustand der Antragstellerin zu 1) erheblich verschlechtert 

habe, reagieren müssen. Gerade weil er nicht reagierte, durften die Antragsteller weiterhin 

davon ausgehen, rechtzeitig informiert zu werden. Und dennoch leitete der Antragsgegner, 

nachdem die erforderlichen Heimreisedokumente vorlagen, die Abschiebemaßnahmen im 

April 2011 ein, ohne die Antragsteller hiervon zu unterrichten und ihnen die Möglichkeit zu 

geben, nunmehr Rechtsschutz im einstweiligen Verfahren beantragen zu können. Dies stellt 

einen Verstoß gegen Vertrauensschutzgrundsätze dar, da das Recht auf gerichtlichen Rechts-

schutz nach Art. 19 Abs. 4 GG unterlaufen würde. 

3.3 Dessen ungeachtet hat die Antragstellerin zu 1) auch glaubhaft gemacht, dass derzeit 

auf Grund ihrer Suizidgefährdung die Abschiebung rechtlich unmöglich ist und damit ein 

Abschiebungshindernis besteht. Die durch eine Abschiebung begründete Suizidgefährdung 
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kann den Schutzbereich des Art. 2 GG bzw. des Art. 8 EMRK eröffnen (zu Art. 2 GG: OVG 

Saarland, B.v. 09.05.2007 - Az.: 2 B 191/07 juris, Rdnr. 3; zu Art. 8 EMRK: Hailbronner,

Ausländerrecht, Kommentar, Bd. 2, § 60 a, Rdnr. 48). Als Beurteilungsgrundlage kann inso-

weit - womit auch Wertungswidersprüche vermieden werden - auf den in § 60 Abs. 7 Satz 1 

AufenthG normierten Maßstab zurückgegriffen werden: Eine durch die Ausreise eintretende 

Gesundheitsverschlechterung ist danach jedenfalls dann nicht mehr zumutbar, wenn dadurch 

erhebliche konkrete Gefahren für Leib und Leben des Betreffenden einzutreten drohen. So-

weit sich unterhalb dieser Schwelle durch die Ausreise bzw. Abschiebung eine Gesundheits-

verschlechterung einstellen sollte, hat sie der Ausländer grundsätzlich hinzunehmen. Denn 

nicht jede mit der Erkenntnis der Aussichtslosigkeit eines Bleiberechts für Deutschland und 

einer bevorstehenden Rückkehr in das Heimatland einhergehende Gefährdung bzw. Ver-

schlechterung des Gesundheitszustandes führt zur Reiseunfähigkeit. Indem das Aufenthalts-

gesetz ebenso wie zuvor das Ausländergesetz die Abschiebung vollziehbar ausreisepflichtiger 

Ausländer unter bestimmten Voraussetzungen vorsieht (vgl. § 58 AufenthG), nimmt es in 

diesem Zusammenhang vielfach zu erwartende Auswirkungen auf den gesundheitlichen, ins-

besondere psychischen Zustand der Betroffenen in Kauf und lässt diese nur beim Vorliegen 

besonderer Umstände als Duldungsgründe gelten (OVG Münster, B. v. 27.07.2006 - Az.: 18 

B 586/06, juris). Grundsätzlich rechtfertigt mithin allein die Drohung mit Suizid im Falle der 

Abschiebung keinen Abschiebungsschutz. Da sich kaum jemals Gewissheit darüber gewinnen 

lässt, ob eine Suizidgefährdung ernsthaft ist, haben Behörden und Gerichte die Pflicht, eine 

soweit wie möglich abgesicherte Einschätzung über eine behauptete Suizidgefahr zu gewin-

nen. Zur Durchführung der Abschiebung muss einerseits eine Suizidgefahr bei oder unmittel-

bar nach der Abschiebung zwar nicht mit absoluter Sicherheit ausgeschlossen werden und

andererseits muss sich eine behauptete Suizidgefahr nicht mit Gewissheit oder hoher Wahr-

scheinlichkeit realisieren, um ein Abschiebungshindernis annehmen zu können. Besteht aber 

nach hinreichend abgesicherter Prognose im Zusammenhang mit einer beabsichtigten Ab-

schiebung eine Suizidgefahr, so gebietet es die staatliche Schutzpflicht für das menschliche 

Leben, von einer Abschiebung abzusehen, sofern und solange nicht durch geeignete Maß-

nahmen dagegen Vorsorge getroffen worden ist, dass sich die Gefahr realisiert. Erforderlich 

hierbei ist eine fundierte und genaue Erfassung des Krankheitsbildes und der Gefahrenlage, 

um beurteilen zu können, welche konkreten Maßnahmen bei der Gestaltung der Abschiebung 

erforderlich sind, um eine Suizidgefahr wirksam begegnen zu können (zu alledem: Hailbron-

ner, Ausländerrecht, Kommentar, Bd. 2, § 60 a, Rdnr. 42, 46, 48 und 49). Auch wenn im Falle 

der Abschiebung eine Pflicht, Vorkehrungen auf eine dauernde ärztliche Versorgung im Ziel-
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staat zu treffen, grundsätzlich nicht besteht (VGH Baden-Württemberg, B. v. 02.05.2000 -

Az.: 11 S 1963/99, InfAuslR 2000, 435-438, juris Rdnr. 11), ist unter Umständen die Behörde 

aber verpflichtet, den Übergang des Ausländers in eine Versorgung und Betreuung im Ziel-

staat zu gewährleisten. Das kann der Fall sein, wenn dem Ausländer unmittelbar nach seiner 

Ankunft im Zielstaat eine Gesundheitsgefährdung im vorgenannten Sinne droht, etwa weil er 

einer Betreuung bzw. einer zwingenden medizinischen Behandlung (z.B. Dialyse, psychiatri-

sche oder psychologische Betreuung) bedarf, oder er einen ununterbrochenen Zugang zu le-

bensnotwendigen Medikamenten haben muss. In derartigen Situationen ist sicher zu stellen, 

dass erforderliche Hilfen rechtzeitig nach der Ankunft im Heimatland zur Verfügung stehen, 

wobei der Ausländer wie bei der allgemeinen medizinischen Versorgung auch in diesem Zu-

sammenhang regelmäßig auf den allgemein üblichen Standard der Möglichkeiten in seinem 

Heimatland zu verweisen ist (OVG Münster, B. v. 27.07.2006, a.a.O.). 

Diesen Anforderungen ist der Antragsgegner nicht nachgekommen. Er hat einerseits weder 

das Krankheitsbild (psychische Störung) und die sich mögliche realisierende Gefahr (Suizid)

fundiert und genau erfasst, andererseits nicht ausreichend dargestellt, welche konkrete Maß-

nahme getroffen werden soll, um dieser Gefahr zu begegnen. Der Antragsgegner hat hinsicht-

lich der Antragstellerin zu 1) eine nicht näher geprüfte Suizidgefahr unterstellt und eine Flug-

begleitung bis zur Landung in Baku durch einen Arzt und Sicherheitsbeamte der Bundespoli-

zei angeordnet, ohne zu prüfen, ob diese Vorsorgemaßnahmen geeignet sind, dass die (Sui-

zid-) Gefahr unmittelbar nach Ankunft in Baku nicht realisiert wird. Der Antragsgegner wäre 

gehalten gewesen, den Sachverhalt umfassend aufzuklären, um die gegebenenfalls erforderli-

chen Maßnahmen zu treffen.

Zur Beurteilung des Krankheitsbildes der Antragstellerin zu 1), also deren Reisefähigkeit, und 

der damit verbundenen Suizidgefahr stützt sich der Antragsgegner - wie bereits bei dem Ab-

schiebungsversuch vom 24.11.2010 und 26.11.2010 - jedoch nur auf die ärztliche Bescheini-

gung vom 11.11.2010. Hierin wird ausgeführt: "Die Frage der Reisefähigkeit, insbesondere 

im Zusammenhang mit Abschiebeverfahren von Asylsuchenden, ist eine reine politische Fra-

gestellung, die nicht medizinisch gelöst werden kann. Aus medizinischer Sicht ist heute mit 

entsprechender Ausstattung fast jeder Patient transportfähig. Frau A_____ (Anmerkung: die 

Antragstellerin zu 1)) gibt auf Befragen keine gezielten ärztlichen Behandlungen an. Auf den 

stattgehabten Suizidversuch hin angesprochen spricht sie von allgemeinen Ängsten bzw. Un-

ruhezuständen, die gelegentlich eine Rolle spielen. Eine weiterführende Behandlung wie im 

Krankenhaus angebahnt, schien ihr nicht erforderlich. Sie würde sich auch gelegentlich mit 
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frei verkäuflichen Tabletten behelfen. Frau A_____ erschien pünktlich und adäquat gekleidet 

zur Untersuchung. Sie war aufgeschlossen und schien ausgeglichen, stabil. Verschlechterun-

gen der psychischen Situation sind unter Belastungssituationen wie drohende Abschiebung 

ärztlicherseits nicht ausschließbar." Aus diesen, weitgehend pauschalen, Feststellungen lassen 

sich für den konkreten Fall keine Schlussfolgerungen ziehen, die geeignet wären, die Reisefä-

higkeit der Antragstellerin zu 1) zu beurteilen. Das Gericht folgt insoweit nicht der Ansicht 

der Amtsärztin, dass die Frage der Reisefähigkeit eine rein politische Frage ist, die medizi-

nisch nicht gelöst werden kann; diese Frage ist (fach-) ärztlich zu beantworten. Ob die An-

tragstellerin zu 1) reisefähig ist oder nicht, lässt sich aus der Bescheinigung jedenfalls nicht 

erschließen. Eher spricht der Hinweis auf die Verschlechterung der psychischen Situation im 

Falle der Abschiebung dafür, dass zumindest Zweifel an der Reisefähigkeit bestehen könnten. 

Es ist auch nicht ersichtlich, wie die Verständigung zwischen der Amtsärztin und der Antrag-

stellerin zu 1) erfolgte, insbesondere ob ein Dolmetscher zugegen oder die Amtsärztin der 

russischen Sprache mächtig war, so dass Verständigungsschwierigkeiten und Falschinterpre-

tationen ausgeschlossen werden können. Auch ist in Frage zu stellen, ob eine Amtsärztin zur 

Beurteilung des hier vorliegenden Krankheitsbildes und der damit verbundenen Gefahr quali-

fiziert ist; weshalb eine Verweisung an einen Facharzt nicht erfolgte, erschließt sich dem Ge-

richt nicht.

Dessen ungeachtet hat der Antragsgegner bekannte Umstände entweder nicht berücksichtigt 

oder sich jedenfalls nicht ausreichend damit auseinandergesetzt, warum eine weitere Sachauf-

klärung entbehrlich sein sollte:

Die Antragstellerin zu 1) befand sich in der Zeit vom 25.04.2010 bis 30.04.2010 in stationärer 

Behandlung (Behördenakte, Blatt 891). Die stationäre Einweisung erfolgte auf Grund Intoxi-

kation mit verschiedenen Medikamenten in suizidaler Absicht. Zuvor war sie am 23.04.2010 

von Mitarbeitern der Botschaft der Republik Aserbaidschan im Rahmen der Passbeschaffung 

zur Vorbereitung der Abschiebung angehört worden. So ist auch die Einschätzung im Rah-

men der Untersuchung der Antragstellerin zu 1) am 26.11.2010 über die Gewahrsamsfähig-

keit (Behördenakte, Bl. 972) zu berücksichtigen, wonach sie im Rahmen der Rückführung als 

psychisch sehr labil eingeschätzt und ein Suizidversuch an Bord des Flugzeuges nicht ausge-

schlossen wurde. Ausweislich der Psychologischen Stellungnahme des Psychosozialen Zent-

rums für Flüchtlinge vom 14.02.2011 leidet die Antragstellerin zu 1) unter "Schwerer Panik-

störung (ICD 10: F 41.0), Mittelgradige Depressive Episode (ICD 10: F 32.1) und Haltlose 

Persönlichkeitsakzentuierung" und ist "unbedingt behandlungswürdig" (Gerichtsakte, Bl. 
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120). Es wird durch fachlich neutrale und kompetente Stellen abzuklären sein, ob und gege-

benenfalls mit welcher Ausprägung eine Suizidgefahr vorliegt, so dass derzeit der Schutzbe-

reich des Art. 2 GG bzw. des Art. 8 EMRK eröffnet ist.

Dem steht auch nicht der Umstand entgegen, dass die Antragstellerin zu 1) nach ihrem Kran-

kenhausaufenthalt die ihr ermöglichte Therapie im Mai 2010 nicht wahrnahm und im Rahmen 

der Klinikaufenthalte am 23.11.2010 und 04.03.2011 eine Selbst- oder Fremdgefährdung 

nicht festgestellt wurde, die Antragstellerin zu 1) sich dabei sogar von Suizidgedanken distan-

zierte (Behördenakte, Bl. 912, 914, Gerichtsakte Bl. 126). Dem Antragsgegner - wie auch 

dem Gericht - mangelt es nämlich an der fachlichen Qualifikation zu beurteilen, warum die 

Antragstellerin zu 1) sich so verhielt und entsprechende Angaben machte. Dies, wie auch die 

Tatsache, dass sich die Antragstellerin zu 1) derzeit - nach dem Abschiebungsversuch am 

12.05.2011 - wieder in stationärer psychiatrischer Behandlung befindet, begründen weitere 

Veranlassung, den Sachverhalt aufzuklären, um eine hinreichend abgesicherte Prognose hin-

sichtlich der Suizidgefahr im Rahmen der Abschiebung treffen zu können.

Die weitere Aufklärung des Krankheitsbildes und die damit verbundenen Suizidgefahr ist 

auch nicht deshalb entbehrlich, weil die Abschiebung der Antragsteller bis zur Landung in 

Baku durch einen Arzt medizinisch überwacht und durch Beamte der Bundespolizei sicher-

heitsbegleitet werden soll (Behördenakte, Bl. 1273). Das Gericht verkennt nicht, dass eine 

medizinische "Überwachung" auch eine Reaktion des Arztes oder der Beamten auf mögliche 

Suizidhandlungen der Antragstellerin zu 1) beinhaltet oder zumindest beinhalten kann. Aller-

dings stellt sich die Frage, mit welchen Handlungen überhaupt zu rechnen ist. Dessen unge-

achtet wird die medizinische Versorgung jedenfalls nur bis zur Landung in Baku sicherge-

stellt. Da bereits die Suizidgefahr bzw. deren Ausprägung bei der Antragstellerin zu 1) zu 

klären ist und es auf Grund des bisherigen Geschehens nicht auszuschließen ist, dass die An-

tragstellerin zu 1) unmittelbar nach der Abschiebung, also nach der Landung in Baku, nicht 

unerhebliche gesundheitsbeeinträchtigende suizidale Handlungen vornimmt, genügt allein die 

medizinische (Flug-) Begleitung nicht; gegebenenfalls sind vorbeugende konkrete Maßnah-

men zu treffen und sicher zu stellen, dass diese im Zielstaat auch verwirklicht werden (bei-

spielsweise durch Unterbringung in einer psychiatrischen Klinik), um der Suizidgefahr wirk-

sam begegnen zu können.

Mithin liegt auch unter diesen Gesichtspunkten derzeit ein Abschiebungshindernis und damit 

ein Anordnungsanspruch vor, auf den sich auch die minderjährigen Antragsteller zu 2) bis 4) 

berufen können, da sie sonst von ihrer Mutter getrennt würden (Art. 6 GG; Art. 8 EMRK).
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3.4 Die Antragsteller zu 3) und 4) haben ebenfalls einen Anordnungsanspruch nach § 60 a 

Abs. 2 AufenthG glaubhaft gemacht. Sie haben mit der erforderlichen überwiegenden Wahr-

scheinlichkeit dargetan, dass ihre Abschiebung im Sinne des § 60 a Abs. 2 Satz 1 AufenthG 

im Hinblick auf den Schutz der Ehe und Familie gemäß Art. 6 GG rechtlich unmöglich ist.

Rechtlich unmöglich im Sinne von § 60 a Abs. 2 AufenthG ist eine Abschiebung unter ande-

rem dann, wenn Art. 6 Abs. 1 oder Abs. 2 GG oder Art. 8 EMRK der Entfernung des Auslän-

ders aus dem Bundesgebiet entgegenstehen. Ein verfassungs- und konventionsrechtlicher 

Schutz ist grundsätzlich dann geboten, wenn es dem Ausländer nicht zuzumuten ist, seine 

familiären Bindungen durch Ausreise auch nur kurzfristig zu unterbrechen. Dies ist insbeson-

dere im Verhältnis von Eltern oder Elternteilen und kleinen Kindern der Fall. Kann die Le-

bens- und Erziehungsgemeinschaft zwischen dem Ausländer und seinem Kind nur in der 

Bundesrepublik Deutschland verwirklicht werden, so drängt die Pflicht des Staates, die Fami-

lie zu schützen, einwanderungspolitische Belange regelmäßig zurück; in diesen Fällen hat die 

zwangsweise Rückführung des betroffenen Ausländers regelmäßig zu unterbleiben

(BayVGH, B. v. 22.10.2008 - Az.: 19 CE 08.2354, juris; BayVGH, B. v. 22.07.2008, 19 CE 

08.781, InfAuslR 2009, 158;). Zwar gewährt Art. 6 GG keinen unmittelbaren Anspruch auf 

Aufenthalt. Allerdings verpflichtet die in Art. 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 GG enthal-

tene wertentscheidende Grundsatznorm, nach welcher der Staat die Familie zu schützen und 

zu fördern hat, die Ausländerbehörde, bei der Entscheidung über aufenthaltsbeendende Maß-

nahmen die familiären Bindungen des den (weiteren) Aufenthalt begehrenden Ausländers an 

Personen, die sich berechtigterweise im Bundesgebiet aufhalten, pflichtgemäß, das heißt ent-

sprechend dem Gewicht dieser Bindungen, in ihren Erwägungen zur Geltung zu bringen (vgl. 

BVerfG U. v. 18.07.1979, BVerfGE 51, 386, juris, Rdnr. 32; BVerfG, B.v. 12.05.1987, 

BVerfGE 76, 1, juris, Rdnr. 96 f; BVerfG, B. v. 18.04.1989, BVerfGE 80, 81, juris, Rdnr. 

47). Dieser verfassungsrechtlichen Pflicht des Staates zum Schutz der Familie entspricht ein 

Anspruch des Trägers des Grundrechts aus Art. 6 GG darauf, dass die zuständigen Behörden 

und Gerichte bei der Entscheidung über das Aufenthaltsbegehren seine familiären Bindungen 

an im Bundesgebiet lebenden Personen angemessen berücksichtigen (BVerfG, B. v. 

09.01.2009, NVwZ 2009, S. 387, m.w.N., juris, Rdnr.14). Bei aufenthaltsrechtlichen Ent-

scheidungen, die den Umgang mit einem Kind berühren, ist maßgeblich auch auf die Sicht 

des Kindes abzustellen und im Einzelfall zu untersuchen, ob tatsächlich eine persönliche Ver-

bundenheit besteht, auf deren Aufrechterhaltung das Kind zu seinem Wohl angewiesen ist. Es 

ist davon auszugehen, dass der persönliche Kontakt des Kindes zu den Eltern und der damit 

verbundene Aufbau und die Kontinuität emotionaler Bindungen zu Vater und Mutter in der 
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Regel der Persönlichkeitsentwicklung des Kindes dient und das Kind beide Eltern braucht 

(BVerfG, B. v. 08.12.2005, InfAuslR 2006, S. 122, juris, Rdnr. 25 f). Dementsprechend ist im 

Einzelfall zu würdigen, in welcher Form die Elternverantwortung ausgeübt wird und welche 

Folgen eine endgültige oder vorübergehende Trennung für die gelebte Eltern-Kind-Beziehung 

und das Kindeswohl hätte. Liegt eine familiäre Lebensgemeinschaft zwischen Elternteil und 

Kind vor, widerspricht die Abschiebung des Elternteils grundsätzlich dem Kindeswohl 

(BVerfG, B. v. 09.01.2009, a.a.O., juris Rdnr. 16).

Diese für den Fall eines ausreisepflichtigen Elternteils und seinem im Bundesgebiet verblei-

benden minderjährigen Kind aufgestellten Grundsätze gelten selbstredend auch für den Fall 

eines ausreisepflichtigen minderjährigen Kindes und seinem im Bundesgebiet verbleibenden 

Elternteil.

Hier steht der Abschiebung der Antragsteller zu 3) und 4) Art. 6 GG und der insoweit inhalts-

gleiche Art. 8 EMRK entgegen, da eine zu schützende Lebens- und Erziehungsgemeinschaft 

mit ihrem Vater besteht und das Wohl der Antragsteller zu 3) und 4) ihrer Abschiebung zur-

zeit entgegensteht.

Der Vater der Antragsteller zu 3) und 4) hat die Vaterschaft anerkannt und übt zusammen mit 

der Kindesmutter das Sorgerecht aus. Er lebt zusammen mit den Antragstellern. Da dies dem 

sonst üblichen Umgang entspricht, liegt eine familiäre Lebensgemeinschaft vor. Entgegenste-

hende Anhaltspunkte liegen nicht vor. Der Umstand, dass die Kindesmutter im Jahre 2007 

wegen körperlicher Übergriffe vorübergehend Unterkunft in einem Frauenhaus nahem, steht 

dem ebenso nicht (mehr) entgegen. Bei den Antragstellern zu 3) und 4) handelt es sich um 7-

und 8-jährige Kinder. Gerade bei kleinen Kindern schreitet die Entwicklung sehr schnell vor-

an, sodass selbst eine verhältnismäßig kurze Zeit der Trennung mit Blick auf Art. 6 Abs. 2 

Satz 1 GG schon unzumutbar lang sein kann (vgl. BayVGH, Beschl. v. 22.10.2008, a.a.O., 

Rn. 20 m.w.N.) und damit dem Wohl des Kindes nicht zuträglich ist. Bei einer Vater-Kind-

Beziehung ist zusätzlich auch zu berücksichtigen, dass der spezifische Erziehungsbeitrag des 

Vaters nicht durch Betreuungsleistungen der Mutter oder dritter Personen entbehrlich wird, 

sondern eigenständige Bedeutung für die Entwicklung des Kindes besitzt und sich hieraus 

entsprechende aufenthaltsrechtliche Schutzwirkungen ableiten (BayVGH, B. v. 22.10.2008, 

a.a.O., Rn. 20 m.w.N.). Im Falle der Abschiebung der Antragsteller zu 3) und 4) würden diese 

für nicht unerhebliche Zeit, möglicherweise sogar dauerhaft, vom Vater getrennt. Hier ist 

nicht ansatzweise absehbar, wann der Vater seinen Kindern nach Aserbaidschan folgen kann, 

da er weder Pass noch Passersatzpapiere besitzt und seine Identität nicht geklärt ist, damit ihm 
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die erforderlichen Dokumente ausgestellt werden könnten. Der Antragsgegner selbst trägt vor, 

dass noch versucht werde, die Identität des Antragstellers über die armenische Botschaft klä-

ren zu wollen. 

Der Antragsgegner kann sich in diesem Zusammenhang nicht darauf berufen, dass der Vater 

der Antragsteller zu 3) und 4) keinen Aufenthaltstitel, sondern nur eine Duldung besitzt. Das 

Wohl des minderjährigen Kindes ist ein verfassungsmäßig geschütztes Gut; solange nicht 

feststeht, ob und wann der Vater der Antragsteller zu 3) und 4) ebenfalls nach Aserbaidschan 

reisen kann, ist das Wohl der Kinder und ihr Anspruch auf väterlichem Umgang vorrangig 

und eine offenkundig nicht nur kurzzeitige Trennung nicht hinnehmbar. Dies gilt sogar für 

den Fall, dass der Vater an der Klärung seiner Identität nicht mitwirkt und möglicherweise 

falsche Personalien angegeben hat oder angibt. Dies allein ändert nämlich nichts an der fami-

liären Lebensgemeinschaft, schadet nicht dem Wohl der Antragsteller zu 3) und 4) und kann 

damit dem Anspruch der Antragsteller zu 3) und 4) auf familiären Kontakt zum Vater nicht 

entgegen gehalten werden. Mag die möglicherweise mangelnde Bereitschaft des Vaters an der 

Klärung seiner Identität aufenthaltsrechtliche Folgen haben (beispielsweise kein Aufenthalts-

titel nach § 25 Abs. 5 AufenthG), so ist aber die Abschiebung der minderjährigen Kinder je-

denfalls kein legales Mittel, den Vater zur Klärung seiner Identität zu "motivieren". 

Ebenso kann der Antragsgegner sich nicht darauf berufen, dass der Vater eine Vielzahl von 

Straftaten begangen hat. Insoweit bleibt der Antragsgegner nachprüfbare Angaben schuldig. 

Dessen ungeachtet, ist die Abschiebung der Antragsteller zu 3) und 4) hier ebenfalls kein ge-

eignetes und legales Mittel den Vater zu disziplinieren oder zu strafen. Einfach ausgedrückt: 

dem Anspruch der Kinder aus Art. 6 GG und Art. 8 EMRK können die Straftaten des Vaters 

nicht entgegen gehalten werden. Sie dürfen nicht gleichsam als "Waffe" missbraucht werden, 

um den Vater zur Kooperation zu zwingen.

Da den Antragstellern zu 3) und 4) ein Anspruch auf Aussetzung der Abschiebung wegen Art. 

6 GG und Art. 8 EMRK zusteht, steht auch der Antragstellerin zu 1) ein Anspruch auf Beibe-

haltung der familiären Lebensgemeinschaft mit den Antragstellern zu 3) und 4) zu. Die An-

tragstellerin zu 2) kann sich ebenfalls hierauf in Bezug auf ihre Mutter, der Antragstellerin zu 

1), beziehen.

Ungeachtet des Umstandes, dass im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes eine dauer-

hafte Aussetzung der Abschiebung nicht möglich ist, ist für das Gericht der Vortrag des An-

tragsgegners nicht nachvollziehbar, dass es ihm, dem Antragsgegner, einer juristischen Person 
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des öffentlichen Rechts, nicht zugemutet werden könne, bis zur Ausstellung der Reisepapiere 

für den Vater von einer Abschiebung der Antragsteller abzusehen. Es ist nicht ersichtlich, 

dass die Antragsteller auch nur ansatzweise strafrechtlich auffällig geworden sind. Die An-

tragsteller kamen jeder behördlichen Aufforderung nach. Auch tauchten die Antragsteller 

nicht unter. Das Gericht sieht keine schützenswerten Belange des Antragsgegners, des Land-

kreises G_____, die vorrangig gegenüber den Interessen der Antragsteller, nämlich Schutz der 

Gesundheit, Schutz der Lebensgemeinschaft und das Wohl der Kinder, wären. 

4. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Streitwertfestsetzung 

beruht auf §§ 52, 53 GKG und orientiert sich an der Streitwertfestsetzung des Beschlusses des 

Thüringer Oberverwaltungsgerichts vom 30.03.2011 (Az.: 3 EO 1450/10). Auszugehen ist 

von der Hälfte des Auffangstreitwerts, der im Hinblick auf das nur summarische Verfahren 

auf die Hälfte zu reduzieren war.

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g :

Gegen Nrn. I und II des Beschlusses steht den Beteiligten die Beschwerde an das Thür. O-
berverwaltungsgericht zu. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe 
der Entscheidung beim Verwaltungsgericht Meiningen, Lindenallee 15, 98617 Meiningen 
(Briefanschrift: Postfach 100 261, 98602 Meiningen), schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen.
Diese Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begrün-
den. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, 
beim Thür. Oberverwaltungsgericht, Kaufstraße 2 – 4, 99423 Weimar, einzureichen. Sie muss 
einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzu-
ändern oder aufzuheben ist, und sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen.

Hinweis: Für dieses Verfahren besteht, mit Ausnahme der Streitwertbeschwerde und der Pro-
zesskostenhilfeentscheidung, Vertretungszwang nach § 67 Abs. 2 und 4 VwGO.

Gegen Nr. III des Beschlusses steht den Beteiligten die Beschwerde an das Thür. Oberver-
waltungsgericht zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 Euro übersteigt. Die 
Beschwerde ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache 
Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, beim Verwaltungsgericht 
Meiningen, Lindenallee 15, 98617 Meiningen (Briefanschrift: Postfach 100 261, 98602 Mei-
ningen), schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzule-
gen.

Hinweis: Für die Beschwerde gegen Nr. III des Beschlusses besteht kein Vertretungszwang.

gez.: Michel Viert Wimmer


